
ohne daß ein Vertragsabschluß hierfür erforderlich ist. 
Lediglich in besonderen Fällen ist zur Konkretisierung 
des bereits durch die Planungsmaßnahmen begründeten 
zivilrechtlichen Schuldverhältnisses eine vertragliche 
Vereinbarung erforderlich. Die zivilrechtlichen Pflichten 
bestehen aber auch, wenn diese Vereinbarung nicht ab­
geschlossen wird (S. 219). Die Einhaltung der zivilrecht­
lichen Pflichten auf Bereitstellung, Inanspruchnahme 
und Beladung der Transportmittel ist im sowjetischen 
Recht durch g e s e t z l i c h e  Vertragsstrafen gesichert 
— das ist der Kernpunkt der Ausnutzung der Zivilrecht“ 
liehen Formen für die Entwicklung und Festigung dieser 
Produktionsverhältnisse (S. 220).

Bei uns ist unter der These, daß die Transportleistung 
eine „Ware“ im Sinne des § 1 der Vertrags Verordnung 
sei, die Anwendung des Vertragssystems für die Aus­
führung der Transportleistungen gefordert worden. Da­
mit konnte nicht der Frachtvertrag gemeint sein, denn 
das Frachtverhältnis ist immer durch Vertrag und in 
keinem Stadium unserer Entwicklung unmittelbar durch 
Planungsakt begründet worden. Es konnte nur das 
neue zivilrechtliche Verhältnis auf Bereitstellung, Inan­
spruchnahme und Beladung der Transportmittel ge­
meint sein, und für den hierfür abzuschließenden Ver­
trag entwickelte sich die Bezeichnung Transportraum­
vertrag. Unsere Gesetzgebung ist in dieser Frage 
schwankend gewesen. § 3 der 1. DurchfBest. zur 
VertragsVO vom 21. März 1952 (GBl. S. 323) sah gene­
rell den Abschluß von Transportraumverträgen mit der 
Verpflichtung zur Vereinbarung von Vertragsstrafen 
vor. Diese Anordnung wurde von der Praxis nur in 
geringem Umfange befolgt, da sie die Durchführung 
der Transporte bürokratisch hemmte. Die 3. DurchfBest. 
zur VertragsVO vom 20. August 1952 (GBl. S. 794) sah 
den Abschluß der Transportraumverträge nur für Ver­
sender mit hohem Transportmittelbedarf vor, mit der 
Folge, daß in den übrigen Fällen, in denen sich der 
gleiche Inhalt der Schuldverhältnisse (auf Bereitstel­
lung, Inanspruchnahme und Beladung der Transport­
mittel) unmittelbar aus den monatlichen Transportr 
Planungsmaßnahmen ergab, die Einhaltung der Ver­
pflichtungen nicht durch Vertragsstrafen gesichert 
wurde. Die Transportplanungsverordnung vom 4. März 
1954 (GBl. S. 281) legt nunmehr die zivilrechtlichen 
Wirkungen der monatlichen Transportplanungsmaßnah­
men — mit Recht — gesetzlich fest (§§ 16, 17 der VO), 
zugleich wird weiter für alle Versender, die unter den 
persönlichen Geltungsbereich der Vertragsverordnung 
fallen, der Abschluß von Jahres-Transportraumver- 
trägen verbindlich vorgeschrieben.

Es ist nicht recht verständlich, welchen Sinn diese 
Jahres-Transportraumverträge haben sollen. Eine der 
wichtigen Aufgaben der Verträge zwischen sozialisti­
schen Organen ist doch die Konkretisierung des Planes. 
Hier ist jedoch die monatliche Transportplanungsmaß­
nahme, die unmittelbar die zivilrechtlichen Verpflich­
tungen begründet, konkreter als der Jahresvertrag, und 
das Verhältnis zwischen Plan und Vertrag ist offenbar 
widersinnig umgekehrt. Es entsteht der Eindruck, daß 
der Jahres-Transportraumvertrag — dessen Abschluß 
doch Arbeitskräfte in Anspruch nimmt und sonstige 
Kosten verursacht — nur deswegen vorgesehen ist, da­
mit die Einhaltung der Verpflichtungen aus den monat­
lichen Transportplanungsmaßnahmen auf Bereitstel­
lung, Inanspruchnahme und Beladung der Transport­
mittel durch Vertragsstrafen gesichert wird.

Es gibt jedoch vertragliche und gesetzliche93) Ver­
tragsstrafen, und letztere ist die einzige Form der Ver­
tragsstrafe für solche zivilrechtlichen Schuldverhält­
nisse, die unmittelbar durch Planungsakt begründet

9a) Möglich sind weiterhin durch Verwaltungsakt, z. B. durch
Entscheidung der Vertragsgerichte und -schiedsstellen begrün­
dete Vertragsstrafen. Wir kennen sie in unserem Recht bisher
nur in dem Fall, daß die Vertragsstrafe als Sanktion an den
Staatshaushalt zu zahlen ist, nicht an den anderen Partner. 
Diese im § 10 Abs. 1 der Vertragsgerichtsverordnung vorge­
sehene sogenannte „Strafe“ ist ihrem Charakter nach eine 
zivilrechtliche Vertragsstrafe mit der Besonderheit, daß sie 
Sanktion in doppelter Hinsicht ist. Der Zahlungspflichtige hat 
sie wegen Verletzung seiner zivilrechtlichen Verpflichtungen 
zu entrichten, aber nicht an den Partner, wie sonst, sondern
an den Staatshaushalt, weil der Partner seinerseits selbst seine 
zivilrechtlichen Verpflichtungen verletzt hat. Der Partner geht 
des Rechts auf ihren Bezug als Sanktion für sein vertrags­
widriges Verhalten verlustig.

werden und keines Vertragsabschlusses bedürfen. Diese 
sowjetische Erfahrung ist bei uns noch keineswegs all­
gemein in ihrer Bedeutung erkannt19). Wenn der Ab­
schluß der Jahres-Transportraumverträge nach der 
Transportplanungsverordnung tatsächlich nur wegen 
der Festlegung der Vertragsstrafen vorgesehen ist — 
und es ist aus der Verordnung selbst kein anderer trif­
tiger Grund ersichtlich —, erspart uns die Ausnutzung 
dieser sowjetischen Erfahrung jährlich viele Tausende 
Mark, die der Abschluß dieser zahlreichen Verträge 
kosten wird.

Wie die zivilrechtlichen Schuldverhältnisse aus den 
Transportplanungsmaßnahmen und aus den Frachtver­
trägen (in einzelnen Fällen ferner noch aus Speditions­
verträgen) der Abwicklung der Lieferverpflichtungen 
aus Liefer- und Werkverträgen dienen, so dienen die 
V e r r e c h n u n g s v e r h ä l t n i s s e  der Erfüllung der 
Geldverbindlichkeiten, die Inhalt der verschiedenartig­
sten Schuldverhältnisse sind. Sie werden im Lehrbuch 
zusammen mit den Kreditverhältnissen in einem beson­
deren Kapitel behandelt. Hervorzuheben ist auf diesem 
Gebiet die konsequente Auswertung der genialen Er­
kenntnis Stalins, daß in den Beziehungen der staat­
lichen sozialistischen Organe untereinander die Anwen­
dung der Ware-Geld-Form als „äußere Hülle“ der Ent­
wicklung und Festigung der sozialistischen Produktions­
verhältnisse dient. Die Anwendung der ökonomischen 
Ware-Geld-Form erscheint juristisch als zivilrechtliches 
Verhältnis. Dementsprechend wird betont, daß die staat­
lichen Banken bei der Durchführung der Verrechnungs­
geschäfte auch als Wirtschaftsorgane tätig sind und die 
hierbei entstehenden Rechtsverhältnisse zwischen den 
Konteninhabern und den Banken zivilrechtlichen Cha­
rakter haben (S. 277). Die Staatsbank ist folglich, wenn 
sie ihre Pflichten bei der Durchführung der Verrech­
nungsgeschäfte verletzt, den Konteninhabern zivilrecht­
lich materiell verantwortlich (S. 254).

In diesem Zusammenhang ist wiederum festzustellen, 
daß wir die sowjetischen Erfahrungen in unserer Praxis 
keineswegs genügend ausnutzen — hier hinsichtlich der 
Anwendung der Vertragsstrafen für Zahlungsverzug. 
Bekanntlich sind die sowjetischen sozialistischen Wirt­
schaftsorganisationen hinsichtlich der pünktlichen Erfül­
lung ihrer Lieferverpflichtungen sowie ihrer Zahlungs­
verpflichtungen vorbildlich. Eines der wichtigsten zivil- 
rechtlichen Mittel zur Sicherung der termingemäßen 
Einhaltung der Zahlungsverpflichtungen ist die gesetz­
liche Vertragsstrafe11) von 0,05 Prozent für jeden Tag 
des Verzugs bei der Erfüllung der Geldverbindlichkeit. 
In einer mehr als 20jährigen Praxis des Vertrags­
systems ist diese Regelung konsequent durchgeführt 
worden und hat sich bewährt.

Bei uns ist dagegen Praxis und Gesetzgebung schwan­
kend. Die Vertragsstrafe wurde mit der 6. DurchfBest. 
zur FinanzwirtschaftsVO vom 15. Juli 1949 (ZVOB1. 
S. 548) eingeführt, und zwar als gesetzliche Vertrags­
strafe, denn damals wurden die Lieferverhältnisse zwi­
schen den volkseigenen Betrieben untereinander unmit­
telbar durch Planungsakt, nicht durch Vertrag begrün­
det. Diese Vertragsstrafe hatte nach herrschender Auf­
fassung die Besonderheit, daß Verschulden nicht eine 
ihrer Voraussetzungen war. Ihre Einführung hatte eine 
schlagartige Verbesserung der Einhaltung der Zahlungs­
termine zur Folge und damit eine entsprechende Ver­
kürzung der Umschlagszeit und eine entsprechende Frei­
machung von erheblichen Beträgen für die Steigerung 
des Tempos des Aufbaus unserer Friedenswirtschaft. 
Die Einführung dieser Vertragsstrafe erfolgte im Kampf 
gegen bürgerliche Rechtsanschauungen; es wurde sogar 
die schädliche These aufgestellt, die Festlegung dieser 
Vertragsstrafe sei verfassungswidrig, eine Auffassung, 
die das Oberste Gericht in seiner Entscheidung vom 
25. Oktober 19509 * * * * * * 12) zerschlug.

Nach der Einführung des Vertragssystems wurde 
diese Vertragsstrafe mit der 2. DurchfBest. zur Ver­
tragsVO vom 19. August 1952 (GBl. S. 793), § 1 Abs. 5 
Buchst, c, in eine vertragliche umgewandelt. Ihre Ver­
einbarung und zugleich ihre Höhe waren jedoch zwin­
gend vorgeschrieben. Damit zugleich wurde schuldhafte

n>) vgl. Lehrbuch Bd. I, S. 527; ferner „Staat und Recht“ 1952, 
Heft 1/2, S. 85. 

n) vgl. Lehrbuch Bd. I, S. 527.
12) NJ 1950 S. 496.
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